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	• Hinsichtlich der Lebenshaltungs­
kosten gibt es große regionale Un­
terschiede. Auch das Lohnniveau 
variiert deutlich zwischen den Re­
gionen: Tendenziell ist es in Regio­
nen mit einem hohen Preisniveau 
höher als in Regionen mit einem 
niedrigen Preisniveau.

	• Ein einheitlicher Mindestlohn 
berücksichtigt diese regionalen 
Lohn- und Preisunterschiede 
nicht. Deshalb betrifft die aktuelle 
Mindestlohnerhöhung auf 12 Euro 
ab Oktober 2022 die Regionen in 
Deutschland unterschiedlich stark.

	• In den neuen Bundesländern und 
den ländlichen Regionen der alten 
Bundesländer sind überdurch­
schnittlich viele Beschäftigungsver­
hältnisse von der Mindestlohner­
höhung direkt betroffen. In diesen 
Regionen fällt der mindestlohnbe­
dingte Lohnzuwachs deutlich höher 
aus als anderswo. Darüber hinaus 
führen die niedrigeren Preise für 
Wohnraum sowie für lokale Güter 
und Dienstleistungen in diesen Re­
gionen zu einer überdurchschnitt­
lichen Zunahme der Kaufkraft im 
Vergleich zu den hochpreisigen 
Ballungsräumen.

	• Eine Regionalisierung des Min­
destlohns, die den regionalen 
Unterschieden in den Lebenshal­
tungskosten Rechnung trägt, hätte 
ökonomische Vorteile. Sie wäre 
aber auch mit zahlreichen Heraus­
forderungen verbunden, wie bei­
spielsweise einem höheren Koordi­
nations- und Kontrollaufwand.

In aller Kürze

Hierzulande wurde der gesetzliche Min-
destlohn seit der Einführung im Jahr 2015 
stets auf ein bundesweit einheitliches 
Niveau festgelegt. Allerdings existieren 
erhebliche Kaufkraft- und Lohnniveau-
unterschiede zwischen den Regionen in 
Deutschland. Vor diesem Hintergrund 
wäre es denkbar, den Mindestlohn bei 
zukünftigen Anpassungen zu regionali-
sieren, um diesen Unterschieden Rech-
nung zu tragen. Dabei wären jedoch Vor- 
und Nachteile abzuwägen.

Zum 1. Oktober 2022 ist die vom Deut­
schen Bundestag am 3. Juni 2022 be­
schlossene Erhöhung des Mindestlohns 
auf 12 Euro pro Stunde in Kraft getreten.

Der gesetzliche Mindestlohn wurde 
hierzulande bisher stets auf ein bun­
desweit einheitliches Niveau festgelegt. 
Allerdings gibt es erhebliche Kaufkraft­
unterschiede zwischen deutschen Regi­
onen. Eine alleinstehende Person, die ei­

nen Vollzeitjob mit 12 Euro Stundenlohn 
hat, erhält im Monat etwa 2.088 Euro 
brutto und damit ungefähr 1.500 Euro 
netto. Es macht jedoch einen großen Un­
terschied, ob man von diesem Einkom­
men in einer ländlichen Region lebt oder 
in einer Großstadt wie München, wo die 
Mieten und auch die Preise anderer Pro­
dukte und Dienstleistungen erheblich 
höher sind. In dieser Hinsicht sorgt 
ein einheitlicher Mindestlohn nicht für 
gleichwertige Lebensverhältnisse unter 
jenen Personen, die auf ein solches Ein­
kommen angewiesen sind.

Regionale Preisunterschiede gehen mit 
regionalen Lohnunterschieden einher. 
München etwa ist durch ein hohes Preis­
niveau gekennzeichnet. Gleichzeitig ist 
das Lohnniveau dort ebenfalls höher als 
in anderen Regionen. Daher war im Jahr 
2021 in München auch der Anteil jener 
Personen kleiner, deren Stundenlöhne 
unter 12 Euro liegen. Dies deutet darauf 
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hin, dass die Erhöhung des Mindestlohns in einer 
Großstadt wie München geringere Auswirkungen 
haben wird als in Regionen mit einem niedrigeren 
Preisniveau. Insgesamt sinkt bei steigendem Preis­
niveau auf regionaler Ebene der Anteil an Perso­
nen, deren Einkommen sich durch die Anhebung 
des Mindestlohns erhöht. Dementsprechend fällt 
für die Betriebe der mindestlohnbedingte Anstieg 
der Lohnkosten im Durchschnitt kleiner aus.

Sowohl in der Öffentlichkeit als auch in der Wis­
senschaft werden vor allem Beschäftigungseffek­
te des Mindestlohns kontrovers diskutiert. Wenn 
auf dem Arbeitsmarkt vollkommener Wettbewerb 
herrscht, geht die ökonomische Theorie von ne­
gativen Beschäftigungseffekten aus. Im durchaus 
plausiblen Fall, dass der Arbeitsmarkt unvollkom­
men ist und Arbeitgeber Marktmacht besitzen, 
muss die Beschäftigung nicht sinken, sie kann 
sogar steigen. Auch die Produktivität der Betriebe 
kann die Beschäftigungseffekte von Mindestlöh­
nen in diesem Fall beeinflussen.

Daten, methodische Hinweise und Definitionen

	• Verdienststrukturerhebung 2018: Die Verdienststrukturerhebung (VSE) des 
Statistischen Bundesamtes ist eine repräsentative verpflichtende Befragung von Be-
triebsstätten mit mindestens einer sozialversicherungspflichtig beschäftigten Person 
in Deutschland. Es werden Merkmale des Betriebs und seiner Beschäftigten erhoben. 
Insbesondere enthält die VSE Angaben zur regulären Arbeitszeit ohne Überstunden 
und den dafür gezahlten Lohn, woraus sich präzise Angaben zu den Stundenlöhnen 
der Beschäftigungsverhältnisse ableiten lassen.

In der ersten Stufe der Stichprobenziehung werden die in der VSE enthaltenen Betrie-
be geschichtet nach Bundesländern, Wirtschaftszweigen und Betriebsgrößenklassen 
zufällig ausgewählt. In einer zweiten Stufe werden aus diesen Betrieben rund eine Mil-
lionen Beschäftigungsverhältnisse ausgewählt (Destatis 2020).

Die Analysen in diesem Kurzbericht basieren auf einer Auswertung der VSE 2018. Sie 
beziehen sich auf alle Beschäftigungsverhältnisse ohne Auszubildende und ohne den 
öffentlichen Dienst. Ausbildungsverhältnisse sind vom gesetzlichen Mindestlohn aus-
genommen. Für den öffentlichen Dienst sind keine Angaben zur Raumordnungsregion 
(s. u.) in den Daten enthalten.

	• Berücksichtigung von Lohnsteigerungen seit 2018: Wir nutzen die Herangehens-
weise von Börschlein et al. (2022) und berücksichtigen Lohnsteigerungen zwischen den 
Jahren 2018 und 2021. Die durchschnittlichen Löhne in Deutschland sind laut Index der 
durchschnittlichen Bruttostundenverdienste des Statistischen Bundesamtes in diesem 
Zeitraum um 6,88 Prozent gestiegen. Wir nehmen für die Hochrechnung an, dass alle 
Stundenlöhne im Jahr 2021 um den Faktor 1,0688 höher liegen als im Jahr 2018.

	• Raumordnungsregionen: Die 96 Raumordnungsregionen fassen ökonomische 
Zentren in Deutschland und ihr jeweiliges Einzugsgebiet zusammen. Die Abgrenzung 
basiert unter anderem auf Pendlerverflechtungen, sodass eine Raumordnungsregion 
als ein eigener lokaler Arbeitsmarkt interpretiert werden kann.

	• Regionalisierte Preisindizes: Der in diesem Beitrag genutzte regionale Preisindex 
aus Weinand und von Auer (2020) basiert auf Preisdaten des Statistischen Bundesamtes 
für das Jahr 2016. Er gibt das lokale Preisniveau in der Region relativ zum bundesdeut-
schen Durchschnitt an.
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Im Folgenden diskutieren wir die regionale Dimen­
sion des Mindestlohns und zeigen, dass sich die 
aktuelle Erhöhung des Mindestlohns unterschied­
lich stark auf die individuellen Löhne und damit 
auf die Arbeitskosten der Betriebe auswirkt. Wie 
stark der Lebensstandard durch eine mindestlohn­
bedingte Lohnerhöhung ansteigt, hängt in erster 
Linie vom regionalen Preisniveau ab. Negative 
Beschäftigungseffekte sind am ehesten in Regio­
nen mit einem geringen Preisniveau zu erwarten, 
weil dort tendenziell auch die Arbeitsproduktivität 
niedriger ist. Abschließend diskutieren wir Optio­
nen, wie bei zukünftigen Erhöhungen des Min­
destlohns regionale Preisunterschiede berücksich­
tigt werden könnten, damit die Auswirkungen der 
Erhöhung einheitlicher ausfielen.

Regionale Lohn- und Preisunterschiede

Die Arbeitsmarktforschung bietet eine Vielzahl an 
Erklärungen für die Höhe des individuellen Lohns. 
Dazu gehören unter anderem die Produktivität der 
Person und des Betriebs. Produktivere Betriebe 
sind in der Lage, ihren Beschäftigten höhere Löh­
ne zu zahlen. Auch innerhalb des Betriebs werden 
die Mitarbeitenden häufig entsprechend ihrer Pro­
duktivität entlohnt, beispielsweise durch die Ein­
ordnung in entsprechende Entgeltstufen.

Außerdem gibt es erhebliche Lohnunterschiede 
zwischen den Regionen. So ist der mittlere Stun­
denlohn einer in der Privatwirtschaft beschäftigten 
Person in München mit 21,49 Euro etwa 64 Prozent 
höher als im sachsen-anhaltinischen Altmark 
(13,09 Euro). Eine Vielzahl an Studien belegt, dass 
Betriebe und Beschäftigte in größeren Städten Pro­
duktivitätsvorteile genießen, die sich auch auf die 
Entlohnung auswirken (Duranton/Puga 2020). Bei­
spielsweise haben in großen Arbeitsmärkten Fir­
men und Arbeitskräfte mehr Auswahlmöglichkei­
ten bei der Besetzung von Stellen, was die Passung 
zwischen Jobs und Arbeitskräften verbessert und 
Friktionen verringert, den Arbeitskräften eine grö­
ßere Spezialisierung ihrer Fähigkeiten ermöglicht 
und die Marktmacht der Arbeitgeber reduziert. In 
einer Darstellung der regionalen Lohnunterschiede 
finden sich die höchsten Medianlöhne in den Groß­
städten und ländlichen Regionen Süd- und West­
deutschlands. Auch innerhalb der Flächenländer 
gibt es deutliche Unterschiede (vgl. Abbildung A1).
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Dieser in der Theorie positive Zusammenhang 
zwischen Wohnkosten und Löhnen ist auch in 
Deutschland zu beobachten (vgl. Abbildung A2). 
Jeder Punkt in der Abbildung repräsentiert eine 
Region. Regionen mit hohen Immobilienpreisen 
weisen tendenziell auch hohe Löhne auf. Umge­
kehrt sind die Löhne in Regionen mit niedrigen 
Immobilienpreisen ebenfalls niedrig.

Anmerkungen: Zur Definition der Raumordnungsregionen vgl. Infobox 1 (Seite 2). Die Linie zeigt die Regressi-
onsgerade.
Lesebeispiel: Regionen mit höheren Immobilienpreisen weisen auch ein höheres Lohnniveau auf.
Quelle: Hochrechnung auf Basis der Verdienststrukturerhebung 2018 und Weinand/von Auer (2020), eigene Be-
rechnungen.  © IAB

Zusammenhang zwischen mittleren Stundenlöhnen und Immobilienpreisindex
Median-Stundenlöhne 2021 in Euro (ohne Auszubildende und Beschäftigte im öffentlichen 
Dienst) und Wohnungskostenniveau für die 96 Raumordnungsregionen in Deutschland
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Ein höheres Lohnniveau bedeutet jedoch nicht 
zwangsläufig, dass der Lebensstandard in diesen 
Regionen höher ist, da diese in der Regel auch 
ein höheres Preisniveau aufweisen. Der gängigste 
Erklärungsansatz hierfür geht auf das Modell des 
räumlichen Gleichgewichts nach Rosen (1974) und 
Roback (1982) zurück. Das Modell besagt, dass (an­
sonsten gleiche) Betriebe in allen Regionen den glei­
chen Profit erwirtschaften müssen und (ansonsten 
gleiche) Arbeitskräfte überall den gleichen Nutzen 
haben müssen, denn andernfalls hätten sie einen 
Anreiz umzuziehen. Dieses Modell stellt die Wirk­
lichkeit sehr vereinfacht dar und ignoriert, dass die 
Mobilität von Betrieben und Arbeitskräften in der 
Realität eingeschränkt ist. Die Kernaussage ist je­
doch in der Fachwelt allgemein akzeptiert und auch 
für Deutschland empirisch belegt (Boeri et al. 2021): 
Es besteht eine Dreiecksbeziehung zwischen dem 
regionalen Lohnniveau, den örtlichen Wohnkos­
ten beziehungsweise Bodenpreisen und weiteren 
Vorzügen einer Region. Die Logik des Modells lässt 
sich wie folgt zusammenfassen: Wenn Betriebe in 
einer Region ein höheres Lohnniveau bieten als 
in anderen Regionen, dann müssen dort entweder 
die Wohnkosten höher sein oder die Lebensqualität 
geringer. Ansonsten würden Arbeitskräfte in diese 
Region umziehen, was dort wiederum die Wohn­
kosten nach oben treiben oder die Löhne senken 
würde. Dies ist beispielsweise in Großstädten wie 
München oder Hamburg der Fall, in denen das rea­
le Lohnniveau – also bereinigt um Preisunterschie­
de – in den vergangenen zehn Jahren gesunken ist.

Die konkreten regionalen Unterschiede der Löh­
ne und Wohnkosten hängen jedoch nicht alleine 
vom Kalkül der Menschen ab, sondern auch von 
dem der Betriebe. Wenn eine Region Produktivi­
tätsvorteile bietet, so zieht dies Betriebe an, was 
die Konkurrenz um Arbeitskräfte und Immobilien 
erhöht. Regionen mit Produktivitätsvorteilen ha­
ben dementsprechend ein höheres Lohnniveau so­
wie höhere Wohnkosten und gewerbliche Mieten. 
Ob das höhere Lohnniveau die höheren Wohnkos­
ten der dort wohnenden Arbeitskräfte vollständig 
oder nur teilweise kompensiert, hängt wiederum 
davon ab, ob es Unterschiede in der Lebensqualität 
der Regionen gibt. Tendenziell postuliert das Mo­
dell also einen positiven Zusammenhang zwischen 
dem regionalen Lohnniveau und dem Niveau der 
Wohnkosten.

Anmerkung: Zur Definition der Raumord-
nungsregionen vgl. Infobox 1 (Seite 2).
Lesebeispiel: München liegt mit einem 
Median-Stundenlohn von 21,49 Euro 
im höchsten Intervall, Vorpommern mit 
13,09 Euro im niedrigsten.
Quelle: Hochrechnung auf Basis der 
Verdienststrukturerhebung 2018, eige-
ne Berechnungen; GeoBasis-DE/BKG 
2018.  © IAB

Mittlere Stundenlöhne in den 96 deutschen Raumordnungsregionen
Median-Stundenlöhne 2021 in Euro (ohne Auszubildende und Beschäftigte im 
öffentlichen Dienst) 
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Immobilienpreise beeinflussen auch die Produk­
tionskosten der Unternehmen. Bei Gütern und 
Dienstleistungen, die vor Ort hergestellt werden 
müssen, geben die Unternehmen diese Kosten in 
Form höherer Preise an die Haushalte weiter. Es 
gibt also einen ähnlichen positiven Zusammen­
hang zwischen dem Lohnniveau und dem allge­
meinen Preisniveau (Weinand/von Auer 2020).

Rechnerischer Lohnzuwachs variiert 
deutlich zwischen den Regionen

Auch in Deutschland unterscheiden sich die Lohn­
niveaus zwischen den Regionen. Dadurch variiert 
der Anteil der Beschäftigungsverhältnisse mit Stun­
denlöhnen unter 12 Euro, die somit von der Min­
destlohnerhöhung direkt betroffen sind. In länd­
lichen Regionen Ostdeutschlands ist dieser Anteil 
hoch, während im Süden, im Südwesten sowie in 
Berlin und den Ballungsräumen des Westens ver­
hältnismäßig wenige Beschäftigte unter 12 Euro 
pro Stunde verdienen (vgl. Abbildung A3). Als Ursa­
che kommen unter anderem regionale Unterschie­
de in der Branchenstruktur infrage (Börschlein et 
al. 2022). Abbildung A4 zeigt, dass der Anteil der Be­
schäftigungsverhältnisse mit Stundenlöhnen unter 
12 Euro in Regionen mit einem hohen Medianlohn 
geringer ist. Im Durchschnitt ist dieser Anteil mit 
jedem Euro, den der regionale Medianlohn höher 
liegt, um etwa 3 Prozentpunkte niedriger.

Aus der Erhöhung des Mindestlohns auf 12 Euro 
resultieren rechnerisch – wenn also der Stunden­
lohn aller vom Mindestlohn direkt betroffenen Be­
schäftigungsverhältnisse auf 12 Euro angehoben 
würde – durchschnittliche Lohnzuwächse von 
83 Euro je Monat in Schwarzwald-Baar-Heuberg bis 
zu 190 Euro in Uckermark-Barnim. In 13 Regionen 
liegt der rechnerische Lohnzuwachs dabei unter 
100 Euro, und in 21 Regionen über 150 Euro. Hier 
gibt es ein deutliches Ost-West-Gefälle, hauptsäch­
lich weil betroffene Beschäftigungsverhältnisse in 
den neuen Bundesländern tendenziell mit höhe­
rem Stundenumfang ausgeübt werden.

Potenzielle Auswirkungen auf die 
regionale Beschäftigung

Mindestlöhne und deren Wirkung auf Löhne und 
Beschäftigung genießen in der wissenschaftlichen 
Arbeitsmarktforschung große Aufmerksamkeit. 
Tatsächlich waren hierzulande durch die Einfüh­
rung des Mindestlohns sowohl ein Anstieg der be­
troffenen Stundenlöhne als auch der Monatslöhne 
zu beobachten. Dagegen gibt es bisher kaum Evi­
denz für negative Beschäftigungseffekte (Börsch­
lein/Bossler 2019; Börschlein et al. 2022).

Zur Untersuchung der Auswirkungen von Min­
destlöhnen werden in der Forschung verschiedene 

Anmerkung: Zur Definition der Raumord-
nungsregionen vgl. Infobox 1 (Seite 2).
Lesebeispiel: Unter den ostdeutschen 
Regionen hat Berlin mit 25,2 Prozent 
den niedrigsten Anteil an Beschäfti-
gungsverhältnissen mit einem Stunden-
lohn unter 12 Euro.
Quelle: Hochrechnung auf Basis der 
Verdienststrukturerhebung 2018, eige-
ne Berechnungen; GeoBasis-DE/BKG 
2018.  © IAB

Beschäftigungsverhältnisse mit Stundenlöhnen unter 12 Euro 
in den 96 deutschen Raumordnungsregionen
Anteile 2021 in Prozent (ohne Auszubildende und Beschäftigte im öffentlichen Dienst)

A3

Anteil  
in %

13 bis unter 16 (3)

16 bis unter 19 (5)
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24 bis unter 26 (15)

26 bis unter 28 (7)

28 bis unter 32 (16)

32 bis unter 35 (9)

35 bis unter 38 (8)

38 bis unter 42 (3)

Zahl der 
Regionen

Zusammenhang zwischen Lohnniveau und Anteil der Beschäftigungs
verhältnisse mit Stundenlöhnen unter 12 Euro
Median-Stundenlöhne 2021 in Euro (ohne Auszubildende und Beschäftigte im öffentli-
chen Dienst) und Anteile in Prozent für die 96 Raumordnungsregionen in Deutschland

A4

Anmerkungen: Zur Definition der Raumordnungsregionen vgl. Infobox 1 (Seite 2). Die Linie zeigt die Regressi-
onsgerade.
Lesebeispiel: In Regionen mit höheren Median-Stundenlöhnen ist der Anteil der Beschäftigungsverhältnisse mit 
Stundenlöhnen unter 12 Euro geringer.
Quelle: Hochrechnung auf Basis der Verdienststrukturerhebung 2018, eigene Berechnungen.  © IAB
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Ansätze herangezogen. Etliche Studien nutzen re­
gionale Variation in der Eingriffstiefe des Mindest­
lohns. Die Eingriffstiefe misst den durchschnitt­
lichen mindestlohnbedingten Lohnzuwachs von 
betroffenen Beschäftigten (Ahlfeldt et al. 2018; 
Bossler/Schank 2022). Die Studien vergleichen 
dann die Beschäftigungsentwicklung in Regionen 
mit hohen und niedrigen Eingriffstiefen. Auch mit 
dieser Vorgehensweise konnte kein nennenswerter 
Effekt auf die Beschäftigung nachgewiesen werden.

Eine mögliche Erklärung für das Ausbleiben ne­
gativer Beschäftigungseffekte in stärker vom Min­
destlohn betroffenen Regionen sind Unterschiede 
in der Wettbewerbsintensität auf dem lokalen Ar­
beitsmarkt. Hirsch et al. (2022) zeigen, dass mit 
der Größe einer Stadt der Wettbewerb am Arbeits­
markt zunimmt, da dann die Zahl der potenziellen 
Arbeitgeber steigt. Betriebe in kleineren Städten 
genießen dagegen eine gewisse Marktmacht ge­
genüber den Beschäftigten und können aufgrund 
des schwachen Wettbewerbs das Lohnniveau ge­
ringer halten, indem sie weniger Arbeitskräfte 
einstellen. Dieser Mechanismus ist für einen si­
gnifikanten Teil der Lohnunterschiede zwischen 
größeren und kleineren Städten verantwortlich. 
Ein höherer Mindestlohn könnte der Marktmacht 
von Betrieben in Regionen mit einem niedrigeren 
Lohnniveau entgegenwirken und diese Betriebe 
dadurch zum Aufbau von Beschäftigung bewegen. 
Entsprechend müsste es trotz einer größeren Ein­
griffstiefe nicht zu negativen Beschäftigungseffek­
ten kommen (Bamford 2021).

Dem steht jedoch das Argument entgegen, dass 
Betriebe in größeren Städten tendenziell produkti­
ver sind (Dauth et al. 2022). Eine aktuelle Studie zu 
den regional unterschiedlichen Auswirkungen des 
Mindestlohns berücksichtigt neben Unterschieden 
in der Marktmacht explizit Unterschiede in der 
Produktivität von Betrieben und findet Hinweise 
auf negative Beschäftigungseffekte in Regionen 
mit einem niedrigen Lohn- und Produktivitätsni­
veau (Ahlfeldt et al. 2022). Eine Simulation zeigt, 
dass diese Beschäftigungsverluste vermieden wer­
den könnten, wenn der Mindestlohn nicht bundes­
weit einheitlich wäre, sondern regionale Produkti­
vitätsunterschiede berücksichtigt würden.

Regionalisierter Mindestlohn – eine 
denkbare Option

Der gesetzliche Mindestlohn in Deutschland ist 
bundesweit einheitlich. Es wäre jedoch denkbar, 
den Mindestlohn regional zu differenzieren, in­
dem dessen Höhe an das lokale Preisniveau ge­
koppelt wird. Damit wären nach dem Mindestlohn 
entlohnte Beschäftigte in allen Regionen hinsicht­
lich ihrer Kaufkraft annähernd gleichgestellt. In 
dem Maße, in dem regionale Preisunterschiede 
auf regionale Produktivitätsunterschiede zurück­
zuführen sind, weisen Regionen mit einem hohen 
Preisniveau auch produktivere Betriebe auf. Ein 
regional variabler Mindestlohn würde produkti­
vere Betriebe relativ stärker belasten als weniger 
produktive Betriebe und würde damit die etwaigen 
negativen Beschäftigungseffekte minimieren.

Tatsächlich existiert bereits ein Beispiel für re­
gionale Mindestlöhne. In den USA gibt es einen 
landesweiten gesetzlichen Mindestlohn von 7,25 
Dollar. Dieser kommt jedoch nur in knapp der 
Hälfte aller Bundesstaaten zur Anwendung, da 
diese einen eigenen, höheren Mindestlohn be­
stimmen dürfen. Darüber hinaus können Städte 
höhere Mindestlöhne festlegen.

Für Deutschland erscheint das US-amerikanische 
Modell jedoch nicht praktikabel. Hierzulande ist 
die paritätisch besetzte Mindestlohnkommission 
an der Festsetzung des Mindestlohns maßgeblich 
beteiligt und evaluiert dessen Auswirkungen. In 
einem Modell nach US-Vorbild würden die Kom­
petenzen dieser Kommission eingeschränkt. Es 
bestünde die Gefahr, dass regionale Mindestlöhne 
weitgehend aufgrund politischer Motive der lo­
kalen Akteure und nicht basierend auf ökonomi­
schen Erwägungen festgelegt würden.

Eine denkbare Option ist, zukünftige Anpassun­
gen des gesetzlichen Mindestlohns in Deutschland 
anhand eines regionalen Preisindex zu regionalisie­
ren. Wir demonstrieren das Konzept an der aktuel­
len Erhöhung auf 12 Euro. Der regionalisierte Min­
destlohn soll dabei eine durchschnittliche Kaufkraft 
von 12 Euro haben. In Regionen mit hohen Mieten 
und hohen Preisen für Güter und Dienstleistungen 
liegt der regionalisierte Mindestlohn oberhalb der 
12-Euro-Grenze, um die höheren Lebenshaltungs­
kosten auszugleichen. Umgekehrt liegt er in Regi­
onen mit niedrigeren Preisen darunter. Dies lässt 
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sich erreichen, indem der Zielwert von 12 Euro mit 
einem regionalen Preisindex multipliziert wird.

Für einen derart regionalisierten Mindestlohn 
ist ein regionaler Verbraucherpreisindex notwen­
dig. Dieser wird durch das Statistische Bundesamt 
derzeit nicht erhoben. Es liegt jedoch ein Ver­
braucherpreisindex des Bundesinstituts für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung aus dem Jahr 2009 
vor. Ein neuerer Index wurde im Rahmen einer 
wissenschaftlichen Studie von Weinand und von 
Auer (2020) berechnet, der auch in diesem Beitrag 
verwendet wird. Eine Alternative zur Orientierung 
an einem Preisindex wäre die Orientierung an der 
mittleren Lohnhöhe der Region, die mit dem Preis­
index korreliert (vgl. Abbildung A2). Diese Option 
würde anstelle der Kaufkraftunterschiede stärker 
die Produktivitätsunterschiede betonen, die sich 
in den Lohnniveaus widerspiegeln. Es würden 
dabei aber auch Lohnunterschiede berücksichtigt, 
die auf Unterschiede in der Marktmacht der Ar­
beitgeber zurückzuführen sind. Prinzipiell könnte 
der Mindestlohn auch direkt anhand von Produk­
tivitätsunterschieden regionalisiert werden – eine 
aus theoretischer Sicht sinnvolle Zielgröße (Ahl­
feldt et al. 2022). Es gibt jedoch keine allgemein 
anerkannte und einfache Methode zur Produktivi­

tätsmessung, was die politische Durchsetzbarkeit 
und Durchführbarkeit erschweren würde.

Bei der konkreten Ausgestaltung des regionalen 
Mindestlohns stellt sich die Frage, wie die Regionen 
abgegrenzt werden sollten. Naheliegend wäre die 
politische Gebietsstruktur der 400 Landkreise und 
kreisfreien Städte. Bei einer solch tiefen regionalen 
Gliederung wäre jedoch die Gefahr von Ausweich­
reaktionen groß. Zum Beispiel beträgt der Gesamt­
preisindex der Stadt München 1,15, während er 
im umliegenden Landkreis München 1,07 und im 
Landkreis Erding sogar nur 1,02 beträgt. Ein deut­
lich höherer Mindestlohn in München könnte ei­
nen unerwünschten Anreiz für Betriebe darstellen, 
zumindest Teile ihrer Tätigkeit ins Umland zu verla­
gern. Deshalb wäre es sinnvoll, Städte und ihr Ein­
flussgebiet zusammenzufassen. Hier bieten sich die 
in diesem Beitrag verwendeten 96 Raumordnungs­
regionen oder die 50 Arbeitsmarktregionen nach 
Kropp und Schwengler (2011) an. Beide wurden so 
abgegrenzt, dass sie Kernstädte mit jenen Gebieten 
im Umland zusammenfassen, die durch berufliche 
Pendlerverflechtungen verbunden sind. Unter der 
Annahme, dass Betriebe in ihrer Region aufgrund 
verschiedener Beziehungen verwurzelt sind, würde 
dies die Gefahr von Ausweichreaktionen in Form 
von Betriebsverlagerungen minimieren.

Der regionalisierte Mindestlohn in den Raum­
ordnungsregionen ist in Abbildung A5 darge­
stellt. 69 der 96 Raumordnungsregionen – auf die 
54 Prozent der Bevölkerung entfallen – würden 
bei einer Umstellung des Mindestlohns auf eine 
Kaufkraft von 12 Euro einen nominalen Mindest­
lohn von unter 12 Euro haben. Im Bundesdurch­
schnitt würde der nominale Mindestlohn jedoch 
weiterhin 12 Euro betragen, allerdings mit einer 
Spannweite von 11,07 Euro in der Oberpfalz-Nord 
bis 13,19 Euro in München. Dies bedeutet, dass der 
so berechnete Mindestlohn in allen Regionen zwar 
über dem bis 30. September 2022 gültigen Wert von 
10,45 Euro liegen würde, die Steigerung aber unter­
schiedlich stark ausfiele.

Abbildung A6 zeigt, dass ein derart regionali­
sierter Mindestlohn eine wesentlich gleichmä­
ßigere räumliche Verteilung der betroffenen Be­
schäftigungsverhältnisse zur Folge hätte, wobei 
die Gesamtzahl der vom Mindestlohn direkt be­
troffenen Beschäftigungsverhältnisse annähernd 

Anmerkung: Zur Definition der Raumord-
nungsregionen vgl. Infobox 1 (Seite 2).
Lesebeispiel: München liegt mit ei-
nem regionalisierten Mindestlohn von 
13,19 Euro im höchsten Intervall.
Quelle: Weinand/von Auer (2020), ei-
gene Berechnungen; GeoBasis-DE/BKG 
2018.  © IAB

Regionalisierter Mindestlohn mit einer Kaufkraft von 12 Euro 
in den 96 deutschen Raumordnungsregionen

A5

in
Euro

11,0 bis unter 11,2 (2)

11,2 bis unter 11,4 (9)

11,4 bis unter 11,6 (18)

11,6 bis unter 11,8 (23)

11,8 bis unter 12,0 (17)

12,0 bis unter 12,2 (13)

12,2 bis unter 12,4 (8)

12,4 bis unter 12,6 (3)

12,6 bis unter 12,9 (2)

12,9 bis unter 13,2 (1)

Zahl der 
Regionen
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en, weil es im Osten weniger Ballungsgebiete mit 
entsprechend hohen Wohnungspreisen gibt. Dabei 
ist jedoch zu beachten, dass auch ohne Eingriff 
des Staates die Löhne in der Privatwirtschaft regio­
nal variieren. Abbildung A5 zeigt, dass ein derart 
regionalisierter Mindestlohn im Vergleich zu den 
regionalen Lohnniveaus ein deutlich schwächeres 
Ost-West-Gefälle aufweisen würde. Viertens müss­
te der regionalisierte Preisindex regelmäßig aktu­
alisiert werden. Der hier verwendete Preisindex 
bezieht sich auf das Jahr 2016, wodurch relative 
Änderungen in den regionalen Preisniveaus in den 
letzten Jahren unberücksichtigt bleiben. Fünftens 
sollte der Warenkorb des regionalen Preisindex für 
diesen Zweck speziell auf Haushalte mit geringem 
Einkommen zugeschnitten werden. Schließlich 
ist das genaue Niveau des aktuellen Mindestlohns 
nur einem kleinen Teil der Beschäftigten bekannt 
(Bruttel/Dütsch 2020). Durch die höhere Komplexi­
tät ist davon auszugehen, dass dieser Anteil weiter 
abnimmt. Das könnte sich nachteilig auf die Durch­
setzbarkeit des Mindestlohns auswirken, wenn Be­
troffene aus Unkenntnis nicht von sich aus gegen zu 
geringe Entlohnung vorgehen.

gleichbliebe. Sowohl der Ost-West-Unterschied als 
auch die Unterschiede zwischen Stadt und Land 

– wie in Abbildung A3 zu erkennen – verringern 
sich deutlich. So würde der Anteil der betroffenen 
Beschäftigungsverhältnisse in den alten Bundes­
ländern von 22,6 auf 23,1 Prozent steigen, in den 
neuen Bundesländern aber von 34,3 auf 30,6 Pro­
zent fallen. Auch der in Abbildung A4 dargestell­
te Zusammenhang zwischen dem Anteil der vom 
Mindestlohn direkt betroffenen Personen und 
dem regionalen Lohnniveau schwächt sich ab. Die 
Korrelation sinkt von –0,95 im Falle des bundes­
einheitlichen Mindestlohns auf –0,83 im Falle des 
regionalisierten Mindestlohns.

Ein Mindestlohn, der an das regionale Preisni­
veau gekoppelt ist, kann durch die Verringerung 
negativer Beschäftigungseffekte Effizienzgewinne 
ermöglichen, sofern das Preisniveau die Produkti­
vität einer Region widerspiegelt (letzteres legt Ab­
bildung A2 nahe). Im Vergleich zu einem einheit­
lichen Mindestlohn werden zudem Personen mit 
geringen Verdiensten in hochpreisigen Regionen 
bessergestellt. Entsprechend dürfte eine derartige 
Regionalisierung des Mindestlohns den Netto-Zu­
zug dieser Personengruppe in die niedrigpreisige 
Peripherie verringern.

Der hier skizzierte regionalisierte Mindestlohn 
soll als Denkanstoß verstanden werden, dessen 
Umsetzung jedoch mit Risiken und zusätzlichem 
Aufwand verbunden wäre. Erstens wäre mit zu­
sätzlichen administrativen Kosten zu rechnen. Ins­
besondere in nicht ortsgebundenen Branchen wie 
dem Bau- oder Verkehrssektor könnten Situationen 
eintreten, in denen der für den regionalisierten Min­
destlohn maßgebliche Ort nicht eindeutig zugeord­
net werden kann, was den Kontrollaufwand erhöht. 
Für Betriebe mit Beschäftigten in mehreren Regio­
nen könnte der administrative Aufwand ebenfalls 
steigen. Zweitens könnte auch eine relativ grobe 
Regionalisierung nicht vollständig verhindern, dass 
Unternehmen Betriebe verlagern oder ihre Beschäf­
tigten systematisch in Regionen mit einem niedrige­
ren Mindestlohn registrieren. Drittens könnte man 
anführen, dass es ungerecht wäre, wenn Beschäftig­
ten je nach Arbeitsort ein unterschiedlicher gesetz­
licher Mindestlohn zustünde. Tatsächlich würde 
sich im Durchschnitt in den alten Bundesländern 
ein höherer Mindestlohn ergeben als in den neu­

Anteil der Beschäftigungsverhältnisse mit Löhnen unter dem 
regionalisierten Mindestlohn mit einer Kaufkraft von 12 Euro 
in den 96 deutschen Raumordnungsregionen
Anteile in Prozent (ohne Auszubildende und Beschäftigte im öffentlichen Dienst)

A6

Anmerkung: Zur Definition der Raumord-
nungsregionen vgl. Infobox 1 (Seite 2).
Lesebeispiel: Unter den ostdeutschen 
Regionen hat Berlin mit 27,6 Prozent 
einen der niedrigsten Anteile an Be-
schäftigungsverhältnissen mit einem 
Stundenlohn unter dem regionalisierten 
Mindestlohn.
Quelle: Hochrechnung auf Basis der 
Verdienststrukturerhebung 2018, eige-
ne Berechnungen; GeoBasis-DE/BKG 
2018.  © IAB

Anteil  
in %

13 bis unter 16 (2)

16 bis unter 19 (8)

19 bis unter 22 (18)

22 bis unter 24 (17)

24 bis unter 26 (10)

26 bis unter 28 (14)

28 bis unter 32 (17)

32 bis unter 35 (7)

35 bis unter 38 (3)

Zahl der 
Regionen
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Fazit

Der gesetzliche Mindestlohn in Deutschland setzt 
eine bundesweit einheitliche Lohnuntergrenze. 
Dies erscheint aus Gründen der Fairness ange­
messen. Dabei bleibt allerdings unberücksichtigt, 
dass in Deutschland erhebliche regionale Unter­
schiede bei den Lebenshaltungskosten bestehen. 
Eine oft genannte Begründung für die Einführung 
und Anhebung des Mindestlohns ist, dass zumin­
dest eine in Vollzeit beschäftigte Person von ihrer 
Arbeit leben können sollte. Ein einheitlicher Min­
destlohn garantiert jedoch nicht, dass dies auch 
in hochpreisigen Regionen wie den boomenden 
Großstädten der Fall ist.

Es gibt vielfältige regionale Unterschiede, die aus 
ökonomischer Sicht einem komplexen Wechselspiel 
unterliegen. Regionen mit einem hohen Preisniveau 
weisen typischerweise auch ein hohes Lohnniveau 
und ein hohes Produktivitätsniveau auf. Deshalb 
liegt in diesen Regionen ein kleinerer Anteil der Be­
schäftigungsverhältnisse unter dem Mindestlohn, 
und gleichzeitig könnten Betriebe aufgrund ihrer 
höheren Produktivität eine Anhebung der Löhne 
wahrscheinlich leichter verkraften. In Regionen mit 
einem hohen Preisniveau besteht also sowohl ein 
höherer Bedarf nach einer Anhebung des Mindest­
lohns als auch ein größerer Spielraum.

Um diesem Umstand Rechnung zu tragen, 
könnte der gesetzliche Mindestlohn auf Basis von 
Preisniveauunterschieden regionalisiert werden. 
Wir veranschaulichen anhand der Anhebung des 

Mindestlohns zum 1. Oktober 2022 auf 12 Euro, 
wie ein solcher regionaler Mindestlohn aussehen 
könnte. In diesem Szenario würde der Mindest­
lohn im Durchschnitt über alle Regionen 12 Euro 
betragen, jedoch eine Spannweite von 11,07 Euro 
bis 13,19 Euro aufweisen.

Das Ziel dieses Beitrages besteht in erster Linie 
darin, ein Bewusstsein dafür zu schaffen, dass 
Deutschland in vielen ökonomischen Aspekten 
von erheblichen regionalen Unterschieden ge­

prägt ist und dass diese Unterschiede auch beim 
Mindestlohn – einer Politik mit weitreichender 
Eingriffstiefe – berücksichtigt werden könnten, 
um negative Beschäftigungseffekte zu minimieren 
und den Mindestlohn zielgenauer auszugestalten.
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